
 

1 Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 

 
 
 
  

 Ombudsstelle SRG.D 
Dr. Esther Girsberger, Co-Leitung 
Dr. Urs Hofmann, Co-Leitung 
c/o SRG Deutschschweiz 
Fernsehstrasse 1-4 
8052 Zürich 

 
 
 Zürich, 10. September 2026 
 
 
 
 
Dossier Nr. 12678, «Tagesschau»-Hauptausgabe vom 2. September 2026 
– «Täter, Motiv, Ablauf: Polizei informiert zur Gewalttat in Aarau» 
 
 
Sehr geehrter Herr X 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 2. September 2026, worin Sie obigen Beitrag wie folgt 
beanstanden:  
 
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-02-09-2026-
hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d5b4d0d6-4ccf-41ae-a4a6-157875eedab4 
 
«Formelle Beanstandung gegen die Berichterstattung in der «Tagesschau»: «Ein Schweizer 
Täter ohne Migrationshintergrund» (der Aarau-Täter). 
 

Hiermit reiche ich eine formelle Beanstandung bezüglich einer ca. um 19:31 ausgestrahlten 
«Tagesschau» ein (2.9.2026). 

Es geht um die unkommentierte Wiedergabe einer polizeilichen Aussage: 
«Der Aarau-Täter ist ein Schweizer. Ein Schweizer ohne Migrationshintergrund.» 
Was genau wird damit nahegelegt? 

Die Aussage war vermutlich gut gemeint, ihre Wirkung erscheint mir jedoch kontraproduktiv. 
Man hätte ebenso gut sagen können: «Ein Schweizer ohne Matura / ohne Bart / ohne …». 
Warum also wird ausgerechnet der fehlende Migrationshintergrund hervorgehoben? 

https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-02-09-2026-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d5b4d0d6-4ccf-41ae-a4a6-157875eedab4
https://www.srf.ch/play/tv/tagesschau/video/tagesschau-vom-02-09-2026-hauptausgabe?urn=urn:srf:video:d5b4d0d6-4ccf-41ae-a4a6-157875eedab4
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Der ursprüngliche Kommunikationsfehler liegt gewiss beim Polizisten. Dass die 
«Tagesschau» die Aussage jedoch völlig unkommentiert übernahm, kann bestehende 
Vorurteile ungewollt bestätigen: als wäre ein Migrationshintergrund bei einem Gewalttäter 
besonders naheliegend und seine Abwesenheit deshalb erwähnenswert. 

Hinzu kommt: Selbst der Begriff «Migrationshintergrund» kann in Verbindung mit einer 
Bluttat stereotype Assoziationen auslösen. Viele dürften dabei kaum an Menschen wie den in 
Schweden geborenen IKEA-Gründer Ingvar Kamprad oder an jemanden wie mich denken – 
einen eingebürgerten Schweizer, geboren in Italien –, sondern eher an Menschen aus Afrika, 
Balkan, oder aus muslimisch geprägten Ländern. Gerade deshalb wäre hier journalistische 
Einordnung nötig gewesen. 

Natürlich ist dies eine Gratwanderung: Den Satz zu senden ist problematisch, ihn zu 
verschweigen ebenfalls. Die bessere Lösung wäre gewesen, ihn zu senden, aber kurz 
journalistisch einzuordnen. 

Mir selbst hätte in einer Live-Situation vielleicht die Geistesgegenwart dafür gefehlt. Zum 
Glück schreibe ich für die gedruckte Presse. Aber dürfte man von den Profis beim SRF eine 
solche Einordnungsleistung nicht auch in einer Live-Situation erwarten? 

Ich danke Ihnen für die Prüfung meiner Beanstandung und bin gespannt auf Ihre 
Stellungnahme.» 
 
 
Die Ombudsstelle hat den Beitrag angesehen und hält abschliessend fest: 
 
Die Ombudsstelle kann die Sensibilität des Beanstanders gut nachvollziehen. Ein in Italien 
geborener, eingebürgerter Schweizer reagiert auf die Formulierung «Schweizer ohne 
Migrationshintergrund» anders als jemand, bei dem die Frage der Herkunft nie gestellt wird.  
 
Der Beanstander hält ihn seiner Beanstandung selbst fest, dass die Aussage von der Polizei 
stammt, nicht von der Redaktion. Diese hat keine eigene Wertung beigefügt und ist nicht 
weiter darauf eingegangen. Für das Sachgerechtigkeitsgebot ist diese Unterscheidung 
zentral. Das Publikum konnte erkennen, wer spricht und woher die Information stammt. 
Damit war es in der Lage, sich selbst ein Bild zu machen – auch ein kritisches. 
 
Der beanstandete Beitrag entstand während der Medienkonferenz der Aargauer Behörde 
und brachte Auszüge daraus. Die Öffentlichkeit stellte sich seit der Tat die Frage nach der 
Identität des Täters. Der Beanstander vermutet, die Aussage «Schweizer ohne 
Migrationshintergrund» sei gut gemeint gewesen. Die Ombudsstelle geht einen Schritt 
weiter: Die Formulierung war in der damaligen Situation sachlich gerechtfertigt. Nach den 
Anschlägen der vergangenen Monate schliesst ein breites Publikum bei Meldungen über 
solche Attacken reflexartig auf einen migrantischen Hintergrund. Diese Erwartungshaltung 
besteht unabhängig davon, ob die Behörden sie ansprechen oder nicht. Sie wird binnen 
Minuten in sozialen Netzwerken bewirtschaftet, häufig mit erfundenen Angaben zur Person 
des Täters. 
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Genau dieser Dynamik wollte die Polizei den Wind aus den Segeln nehmen. Die Aussage 
richtete sich nicht gegen Menschen mit Migrationshintergrund, sondern gegen eine 
Zuschreibung, die dem Ereignis ohne jede Grundlage bereits übergestülpt worden wäre. 
Hätte die Polizei geschwiegen, wäre das Schweigen als Bestätigung gelesen worden. Dass 
eine solche Klarstellung den Begriff, den sie entkräften will, überhaupt erst ausspricht, ist 
das bekannte Dilemma jeder Richtigstellung, aber es macht sie nicht falsch. Die Alternative 
wäre gewesen, das Feld der Spekulation zu überlassen. Der bildliche Vergleich des 
Beanstanders mit der Matura oder dem Bart sticht deshalb nicht. Solche Merkmale werden 
dem Täter vom Publikum nicht vorab unterstellt. Der Migrationshintergrund tut es. Eine 
Behörde, die eine verbreitete Fehlannahme korrigiert, greift nicht willkürlich ein Merkmal 
heraus, sondern reagiert auf eine konkrete Annahme. 
 
Eine zusätzliche Einordnung, weshalb die Polizei diese Angabe machte, wäre bei der 
aktuellen Berichterstattung über eine Medienkonferenz, an der die Polizei über den Stand 
der Ermittlungen informiert, nicht angebracht.  Sie verlangt keine begriffskritische Reflexion, 
sondern eine korrekte, transparente und nicht wertende Wiedergabe. Diese Anforderung hat 
die «Tagesschau» erfüllt. Der Wunsch des Beanstanders nach Vertiefung ist legitim, 
begründet aber keine Verletzung der Programmbestimmungen. 
 
Das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs. 2 des Radio- und 
Fernsehgesetzes wurde dementsprechend nicht verletzt. 
 
Wir hoffen, dass Sie dem öffentlichen Sender trotz Ihrer Kritik treu bleiben. 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die 
Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir 
Ihnen im Anhang die Rechtsbelehrung zukommen. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 


